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»Das kann sich doch 
echt sehen lassen«

MOMENT MAL!
Die Teilzeitquote im 
Handel ist hoch, und 
hoch ist auch die Zahl 
der Überstunden von 
Teilzeitkräften. Des-
halb hat das Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts 
vom Dezember 2018 
große Bedeutung: Danach haben Teilzeitbe-
schäftigte Anspruch auf Mehrarbeitszuschlä-
ge ab der ersten Überstunde – und nicht erst, 
wenn sie bis zum Volumen einer Vollzeitstelle 
gearbeitet haben. Ärgerlich ist jedoch, dass 
bisher kaum ein Unternehmen diese höchst-
richterliche Vorgabe umgesetzt hat. Eine 
rühmliche Ausnahme bildet der Pharmagroß-
händler PHOENIX, der bereits rückwirkend die 
fälligen Zuschläge gezahlt hat. Nun sind aber 
auch weitere Unternehmen am Zug! Betriebs-
räte sollten auch überprüfen, ob ein Beschluss-
verfahren im Rahmen der allgemeinen Über-
wachungspflicht eine denkbare Alternative zur 
individuellen Geltendmachung darstellt. 
Möglicherweise helfen nun die Sozialversi-
cherungsträger den Unternehmen auf die 
Sprünge. Nach Informationen einer großen 
Anwaltskanzlei wird die Deutsche Rentenver-
sicherung Beiträge für die zu zahlenden Mehr-
arbeitszuschläge der Teilzeitbeschäftigten 
berechnen. Dass die Betroffenen es klaglos 
hinnehmen, Beiträge auf Zuschläge zu zahlen, 
die ihnen vom Arbeitgeber vorenthalten wer-
den, ist eher nicht zu erwarten.

SIEGMAR RODER
Gewerkschaftssekretär in der ver.di-Bundes-

fachgruppe Groß- und Außenhandel

Nach dem Konflikt ist vor dem Konflikt: Jetzt geht es um noch mehr Druck für allgemeinverbindliche Tarifverträge� FOTO: VER.DI
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V iele tausende Beschäftigte aus dem 
Einzel- und Großhandel haben mit 

ihren Streiks entscheidend zu den erfolg­
reichen Tarifabschlüssen 2019 beigetra­
gen. Wie berichtet, stehen als wesent­
liche Ergebnisse zweistufige Erhöhungen 
für 2019 und 2020 um insgesamt fast 
5 Prozent (Ergebnisse detailliert: siehe 
Weblinks unten). Dieses starke Engage­
ment und auch der fortgesetzte Kampf 
gegen Tarifflucht und Tarifverweigerung 
durch Unternehmen wie Amazon spiel­
ten auf dem 5. ver.di-Bundeskongress 
in Leipzig in verschiedenen Beiträgen 
eine Rolle. Die Durchsetzung der 
Tarifbindung bei den Modeket­
ten Primark, Esprit, Zara und 
beim Großhändler Selgros hob 
Stefanie Nutzenberger, Leiterin 
des ver.di-Bundesfachbereichs 
Handel, hervor.

Beim Verkauf von Kaiser´s/
Tengelmann an Rewe und Ede­
ka kämpfte ver.di mit Erfolg für 
die Sicherung der Arbeitsplätze 
von rund 15.000 Beschäftigten 
sowie den Erhalt der Tarifbin­
dung und der Mitbestimmung für min­
destens fünf Jahre. Bei der Lidl-Lager­
logistik mit ihren 20 Standorten gelang 
es, den Wechsel zum Flächentarifvertrag 
für den Einzelhandel herbeizuführen.

In einer Solidaritätsresolution für die 
real-Beschäftigten haben die Delegier­
ten ihre Unterstützung im Kampf für 
einen sozialverträglichen Verkauf des 
Unternehmens zugesagt (siehe auch 
Seite 4). Solidarisch erklärten sie sich 

auch mit ver.di-Betriebsräten bei Aldi 
Nord, gegen die vor kurzem eine mas­
sive Diffamierungskampagne gestartet 
worden ist (Seite 2).

»Um Lohndumping sowie Erwerbs- 
und Altersarmut entgegenzuwirken, 
sind allgemeinverbindliche Tarifverträge 
eines der wichtigsten Themen, heute 
und in Zukunft«, sagte Stefanie Nutzen­
berger, beim Kongress. Sie wurde in den 
Bundesvorstand wiedergewählt und ist 
dort für den Handel, Frauen- und Gleich­
stellungspolitik sowie Genderpolitik 
verantwortlich. 

Tarifbindung 
stärken

Einen Riesenerfolg nann­
te sie es, dass in den Han­
delstarifrunden 2019 ei­
ne soziale Komponente 
durchgesetzt werden 
konnte. In den Tarifver­
trägen für den Einzel- und 
Großhandel wurden die 
Ausbildungsvergütungen 

überproportional angehoben. »Das kann 
sich echt sehen lassen«, so auch der 
Kommentar mehrerer Delegierter, als 
sie dies hörten: Im Handel wurden wäh­
rend der Tarifauseinandersetzung über 
11.000 neue Mitglieder gewonnen.

Der ver.di-Kongress fasste einige Be­
schlüsse, in die wichtige Anträge aus 
der ver.di-Bundesfachbereichskonferenz 
Handel eingeflossen sind. So geht es 
darum, die Allgemeinverbindlichkeits­

erklärung (AVE) der Tarifverträge zu 
erleichtern. Sie sollen wieder für alle 
Unternehmen verbindliche Mindestnorm 
werden. Das lehnen die Arbeitgeber im 
Handel jedoch strikt ab. 

ver.di fordert jetzt, dass gemeinsam 
von den Tarifparteien in den Tarifaus­
schüssen eingebrachte AVE-Anträge 
dort nur mit Mehrheit abgelehnt werden 
können. Außerdem soll es möglich wer­
den, dass nur eine der Tarifparteien den 
Antrag auf Allgemeinverbindlichkeit 
beim Arbeitsministerium stellen kann 
und dieser bei einfacher Mehrheit als 
angenommen gilt.

Die gesamte ver.di kämpfe dafür, dass 
die Tarifverträge im Einzelhandel allge­
meinverbindlich werden, sagte der Nach­
folger von Frank Bsirske, der neugewähl­
te ver.di-Vorsitzende Frank Werneke, in 
seiner Grundsatzrede. In weiteren Beschlüs­
sen werden die Erhöhung des gesetzli­
chen Mindestlohns auf mindestens 12 
Euro sowie Maßnahmen gegen den 
Missbrauch von Befristungen verlangt. 

In den ver.di-Gewerkschaftsrat, das 
höchste ehrenamtliche Gremium zwischen 
den Kongressen, wurden fünf Kollegin­
nen und ein Kollege aus dem Handel 
gewählt. Es sind Susanne Meister von 
real (Niedersachsen/Bremen), Silke May­
er-Seidler von Netto Großhandel (Rhein­
land Pfalz-Saarland), Gerhard Löpke von 
Karstadt Warenhaus (NRW), Rita Flietel 
von Hermes Fulfilment (Sachsen, Sach­
sen-Anhalt, Thüringen), Angela Schirmer 
von real (Bayern) und Gabriela Sold von 
Rewe (Rheinland Pfalz-Saarland). 

D ie Bundesregierung muss deutsche 
Unternehmen gesetzlich zur welt­

weiten Einhaltung von Menschenrech­
ten und Umweltstandards verpflichten. 
Das forderte im September ein breites 
Bündnis aus 64 Organisationen anläss­
lich des siebten Jahrestages der Brand­
katastrophe in der Textilfabrik Ali Enter­
prises in Pakistan. Dem Bündnis gehört 
auch ver.di an.

Die »Initiative Lieferkettengesetz« 
eint Gewerkschaften, Umwelt-, Men­
schenrechts- und Entwicklungsorgani­
sationen, Vertreter des fairen Handels 
sowie kirchliche Organisationen. Zum 
Auftakt der Kampagne erinnert die In­

itiative mit einer Aktion vor dem Berliner 
Reichstag an die Toten, die durch ver­
schiedene Unglücke bei Zuliefererfirmen 
ums Leben gekommen sind.

In einer Petition mit bereits über 
40.000 Unterschriften (Stand Ende Sep­
tember) fordert das Bündnis Kanzlerin 
Merkel auf, bis 2020 ein Lieferketten­
gesetz auf den Weg zu bringen. Damit 
wären Unternehmen gesetzlich verpflich­
tet, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, 
um Menschenrechtsverletzungen und 
Umweltzerstörungen in ihrem Geschäfts­
bereich zu vermeiden. Bei Schäden 
könnten Unternehmen haftbar gemacht 
werden.� lieferkettengesetz.de

Für ein Lieferkettengesetz

Aktion der »Initiative Lieferkettengesetz« vorm Reichstag � FOTO: INITIATIVE
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I N H A LT
	DISKRIMINIERUNG: Die Arbeit-
geber im saarländischen Groß- und 
Außenhandel blockieren einen akzep-
tablen Tarifabschluss� Seite 3

	HÄNGEPARTIE: Die geplante Ver-
äußerung von real zieht sich hin. Rund 
600 Betriebsräte erwarten Unterstützung 
von der Bundespolitik für einen sozial
verträglichen Verkaufsprozess� Seite 4

Drei Tage im 
Streik
Zu einem dreitägigen Warnstreik, der 

am 26. September begann, hat ver.di 
die Amazon-Beschäftigten in Rheinberg 
und Werne aufgerufen. Ziel ist die Be­
zahlung nach dem Flächentarifvertrag 
des Einzel- und Versandhandels NRW. 
Kurz vorher waren an beiden Standor­
ten längst überfällige Lohnerhöhungen 
in Höhe von 3 bis 3,1 Prozent verkündet 
worden. Amazon vollzog damit ziemlich 
genau den Tarifabschluss im Einzelhan­
del nach. Die Streikenden machten 
deutlich, dass sie weiter für rechtsver­
bindliche Tariferhöhungen statt einsei­
tiger Lohnzusagen streiken werden.

A M A Z O N

Susanne Meister ist vom Gewerk­
schaftsrat als eine der Stellvertreter*in­
nen der neuen Vorsitzenden Martina 
Rößmann-Wolf berufen worden. 

handel.verdi.de/gross-und- 
aussenhandel/tarif

handel.verdi.de/einzelhandel/tarif

Stefanie  
Nutzenberger
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Her mit den 
Tariferhöhungen
Die Betriebsräte der Smyths Toys GmbH 
Deutschland (ehemals Toys R Us) haben in 
einer Resolution an den unmittelbaren Ar-
beitgeber und die Unternehmensspitze in 
Irland ihre Verärgerung geäußert, dass diese 
sich noch immer nicht an die gültigen Tarif-
verträge im Handel halten . 
»Zusammen mit unserer Gewerkschaft ver.
di fordern wir die Geschäftsführung unseres 
Unternehmens auf, endlich die ver.di-Tarif-
verträge im Einzelhandel anzuerkennen und 
den Beschäftigten Tariflöhne zu zahlen«, heißt 
es in der Entschließung, die auf einer Be-
triebsrätekonferenz in Berlin verabschiedet 
wurde. Dazu gehöre auch, dass Smyths die 
aktuelle Entgelterhöhung von 3 Prozent so-
wie 1,8 Prozent im kommenden Jahr an die 
Beschäftigten weitergibt. 
Darüber hinaus wird gefordert, dass Smyths 
die demokratisch gewählten Betriebsräte ak-
zeptiert, respektiert und zum Wohl der Be-
schäftigten mit ihnen zusammenarbeitet. »Wir 
werden keine Ruhe geben, bis Smyths Toys 
GmbH unseren Forderungen nachkommt!«

FOTO: ARCHIV

 EINZELHANDEL

KURZ & KNAPP

  SPARKURS: Die MediaMarkt/Sa-
turn-Gruppe hat begonnen, einen har
ten Sparkurs umzusetzen. So werden 
in der Zentrale Ingolstadt von 3.000 
Stellen rund 600 abgebaut. Dank der 
Betriebsräte in Ingolstadt ist es ge-
lungen, dass die Beschäftigten dort 
nach intensiven Verhandlungen einen 
guten Sozialplan als Grundlage ha-
ben, der die schlimmsten sozialen 
Auswirkungen abfedert. »Hier zeigt 
sich, wie wichtig gerade jetzt die Mit
bestimmung bei MediaMarkt/Saturn 
ist«, heißt es in einer aktuellen ver.di-
Information des Bezirks Heilbronn-
Neckar-Franken. In dem Flyer wird für 
die Gründung neuer Betriebsräte ge
worben, die so schnell wie möglich 
gemeinsam mit ver.di aktiv werden. 
Zumal der Personalabbau weiter geht. 
In Stuttgart wird eine Saturn-Filiale 
geschlossen, bundesweit stehen wei-
tere auf dem Prüfstand. 

W ir lassen uns als Betriebsräte nicht 
einschüchtern«, sagt Uli Kring 

mit Nachdruck. Es ist Ende September 
2019 und wer den besonnenen und 
sehr engagierten Betriebsratsvorsitzen­
den der Aldi-Nord-Region Bad Laasphe 
kennt, hat diesen Satz seit Jahren immer 
wieder gehört – ein anschaulicher Be­
weis, wie ernst er gemeint ist. 

Uli Kring und sein Team haben schon 
viele Angriffe durchstehen müssen, doch 
jetzt ist eine besonders intensive Diffa­
mierungskampagne losgetreten worden. 
Der Betriebsrat appelliert deshalb, »sich 
nicht vor den Karren des Arbeitgebers 
spannen zu lassen«. Nach seiner Schil­
derung werden Beschäftigte gegenein­
ander ausgespielt und aufgestachelt, 
vorgefertigte Briefe gegen die Interes­
senvertretung zu unterschreiben. Eine 
Gruppe von selbsternannten »Aldianern« 
versuche durch aggressive Präsenz auf 
Betriebsversammlungen und Betriebs­
ratssitzungen einzuschüchtern. »Noch 
dazu haben 20 Filialleiter in einem of­
fenen Brief erklärt, ich sei in ihrer Fili­
ale aus angeblicher Sorge um die Ge­
sundheit der Mitarbeiter unerwünscht. 

dass in der Betriebs­
versammlung am 17. 
September 2019 ei­
ner der sogenannten 
»Aldianer« eine Auf­
zeichnung vorspielte. 
Darin kommt der 
Betriebsratsvorsit­
zende mit den Aus­
sagen: »Angst ist die 
stärkste Triebfeder 

des Menschen« und: »Mit ein bisschen 
Angst verbreiten erreicht man alles« zu 
Wort. 

Der »Aldianer« kommentierte die 
Aussagen mit den Worten: »Das ist 
Euer Betriebsratsvorsitzender!« Bewusst 
wurde der Hinweis verschwiegen, dass 
Uli Kring mit dieser Aussage in einem 
ver.di-Video aus dem Jahr 2016 die 
konkrete Vorgehensweise des Arbeit­
gebers Aldi kommentiert. Das Video 
thematisierte schon zum damaligen 
Zeitpunkt die heute immer noch aktu­

mitglied Stefanie Nutzenber­
ger. 
Hintergrund des Konflikts: 
Nur noch zwei Betriebsrats­
gremien leisten bei Aldi Nord 
Widerstand gegen neue Ar­
beitsverträge und Betriebs­
vereinbarungen, die die 
Arbeitsbedingungen ver­
schlechtern und zum Beispiel 
hochflexible Einsätze mög­
lich machen würden. Verlangt wird der 
Verzicht auf Mitbestimmung in Arbeits­
zeitfragen – Mehrarbeit soll so zu einem 
pauschal genehmigten Dauerzustand 
werden und keine Ausnahme mehr sein. 
Außer in Bad Laasphe (Nordrhein-West­
falen) stellt sich dem auch der Betriebs­
rat der Aldi-Regionalgesellschaft Horst 
(Schleswig-Holstein) entgegen, der in 
der Vergangenheit ebenfalls unter 
Druck gesetzt wurde.

Die Diffamierungskampagne gegen 
Uli Kring bezieht sich u.a. auch darauf, 

Gegen meine Person wird eine massive 
Diffamierungskampagne gefahren«, 
berichtet Uli Kring. 

Auch die Delegierten des 5. ver.di-
Bundeskongresses kritisierten aufs 
Schärfste »die seit Wochen stattfinden­
den, massiven Angriffe auf demokratisch 
gewählte Betriebsräte beim Discounter 
Aldi«. Im Internet wurde eine Protest­
petition gestartet, die innerhalb nur 
weniger Tage dort und auf ausgedruck­
ten Listen weit mehr als 1.500 Menschen 
unterzeichneten (tinyurl.com/yyztsk4y 
– Stand Ende September). 

Während sich das Unternehmen nach 
außen als verantwortungsbewusster 
und fairer Arbeitgeber präsentiert, wer­
den ver.di-orientierte Betriebsräte immer 
wieder mit Schmutzkampagnen und 
Diffamierungen unter Druck gesetzt, 
die die zuständige Geschäftsführung 
billigt. »Diese Angriffe auf aktive Be­
triebsratsarbeit müssen sofort aufhö­
ren«, fordert ver.di-Bundesvorstands­

elle Auseinandersetzung (Video unter: 
tinyurl.com/y6h73jyg).

Aldi Nord boxt bereits seit 2014 die 
neuen Arbeitsverträge und Betriebsver­
einbarungen durch. Während viele von 
der arbeitgebernahen AUB beeinflusste 
Gremien die neuen Regelungen schnell 
durchwinkten, haben nach einem Me­
dienbericht zu Beginn rund die Hälfte 
der damals 35 Betriebsräte ablehnend 
reagiert. Daraufhin drohten die regio­
nalen Geschäftsführer u.a. mit der 
Schließung von Standorten, mit Inves­
titionsstopps, der Ausgliederung des 
jeweiligen Fuhrparks oder der Abgabe 
von Teilen des Filialnetzes. 

Über diese erpresserischen Methoden 
wurde 2016 zum ersten Mal in ver.di-
PUBLIK und bei ver.di-TV ausführlich 
berichtet. Titel der PUBLIK-Themensei­
te: »Spiel mit der Angst«, Titel eines 
Interviews mit Uli Kring damals: »Wir 
lassen uns nicht fertig machen«. Drei 
Jahre später ist die Solidarität mit den 
Kolleginnen und Kollegen in Bad Laas­
phe und Horst wieder besonders not­
wendig und brandaktuell. 

A N D R E A S  H A M A N N

V E R . D I  F O R D E R T  S O F O R T I G E N  S T O P P  E I N E R  D I F F A M I E R U N G S K A M P A G N E  G E G E N  D E M O K R A T I S C H  G E W Ä H LT E  B E T R I E B S R Ä T E

Aldi schlägt um sich

Beschäftigte müssen von ihrer Arbeit 
leben können.« Davon ist Sonja 

Everts nicht nur als Gewerkschafterin 
überzeugt. Die Betriebsratsvorsitzende 
von Ikea Duisburg hat mit ihrem Gre­
mium zuletzt auch die Möglichkeiten 
der Mitbestimmung genutzt, um diesem 
Ziel näher zu kommen – mit beacht­
lichem Erfolg. In einer jahrelangen Aus­
einandersetzung erreichte die Interes­
senvertretung, dass Logistikarbeiter 
besser eingruppiert werden und Teil­
zeitkräfte ihre Arbeitsstunden aufsto­
cken konnten. Dafür wurde das Gre­
mium für den Deutschen Betriebsräte­
preis nominiert. 

Viele Jahre wurden Lagerarbeiter bei 
Ikea in Duisburg und anderswo mit der 
untersten Lohngruppe, der L2a, abge­
speist. In der L2b, die für Beschäftigte 
mit schweren körperlichen Tätigkeiten 
vorgesehen ist, gibt es gut 200 Euro 
mehr im Monat. »Dass die Lagerarbeiter, 
Packer und Kommissionierer bei uns 
körperlich schwer belastet sind, steht 
außer Frage«, betont Everts. Doch das 
Management wehrte sich mit allen Mit­
teln gegen eine bessere Bezahlung. »Die 
haben Argumente angeführt, die mit 
der Praxis im Betrieb nichts zu tun hatten«, 
erinnert sich Everts an die Gerichtsver­
handlungen in zwei Instanzen. Mit Fak­

ten, Rechenbeispielen und Fotos über­
zeugte der Betriebsrat die Richter*innen. 
Die Kollegen müssen oft schwer heben 
und gebückt arbeiten. Da macht es kei­
nen Unterschied, dass sie in einer Verkaufs­
stätte und nicht in einem Lager arbeiten, 
wie der Konzern argumentierte.

»Am Ende haben wir uns durchgesetzt 
und nach einigem hin und her auch 
erreicht, dass die Lohndifferenz für 18 
Monate nachgezahlt wurde – darauf 

sind wir total stolz«, sagt die Betriebs­
ratsvorsitzende. Nach dem Erfolg wur­
den die Logistikbeschäftigten auch an 
anderen Ikea-Standorten besser ein­
gruppiert. 

Prekäre Beschäftigung 
eingedämmt

Wenig einsichtig zeigte sich das Unter­
nehmen zunächst auch beim Thema 

prekäre Beschäftigung. So war im Duis­
burger Ikea-Haus zeitweise bis ein Drit­
tel der Belegschaft befristet angestellt. 
Etliche hatten 87-Stunden-Verträge, 
auch wenn sie länger arbeiten wollten. 
Als die Konzernspitze mit dem Gesamt­
betriebsrat (GBR) eine Absichtserklä­
rung zur Eindämmung prekärer Be­
schäftigung unterzeichnete, nutzte die 
Duisburger Belegschaftsvertretung die 
Gelegenheit. »Wir haben gesagt, das 
darf nicht nur ein Lippenbekenntnis 
bleiben. Bei Verhandlungen vor Ort 
haben wir mit Unterstützung des GBR 
einiges erreicht«, berichtet Everts. Der 
Anteil befristeter Verträge wurde auf 
unter zehn Prozent gesenkt. Kettenbe­
fristungen gibt es nicht mehr. Wenn 
Beschäftigte regelmäßig über ihre ver­
tragliche Arbeitszeit hinaus arbeiten, 
muss ihnen spätestens nach zwei Jahren 
eine Aufstockung angeboten werden. 
Dadurch konnten viele 87- auf 120- 
Stunden-Verträge angehoben werden.

»Damit ist längst nicht alles in Ord­
nung, einige müssen immer noch mit 
ALG II aufstocken«, erklärt die Betriebs­
rätin und verspricht: »Wir bleiben dran.« 
Die Richtung jedenfalls stimmt: ein Lohn, 
von dem man leben kann. Ob das mit 
dem Betriebsrätepreis belohnt wird, 
entscheidet sich Anfang November.

D A N I E L  B E H R U Z I

Infos zum Betriebsrätepreis:  
www.dbrp.de

Der »Erfolgsbaum« – Motivationshilfe im Betriebsratsbüro bei Ikea in Duisburg

B E T R I E B S R A T  V O N  I K E A  D U I S B U R G  F Ü R  P R E I S  N O M I N I E R T

Mitbestimmung wirkt

Die Warenhaus-Geschäftsleitung 
will Gehaltskürzungen durchsetzen 
– wie ist die Stimmung bei euch?

Die Stimmung ist mies. In einer teu­
ren Großstadt wie München sagen 
viele, dass sie sich Kürzungen beim 

Einkommen nicht leisten können. Einige 
hören deshalb schon von selbst auf. Das 
ist bei der sowieso dünnen Personalde­
cke sehr zu spüren. Die verbleibenden 
Kolleginnen und Kollegen sind stark 
gefordert und zum Teil überfordert. Sie 
sind pflichtbewusst und engagiert, wol­
len alles chic machen – aber das geht 
so nicht.

Wo liegt das Management beson-
ders falsch?

Wenn das stationäre Geschäft im 
Warenhaus gegen die Online-Konkurrenz 
bestehen soll, dann brauchen wir viel 
mehr Service und kompetente Beratung. 
Doch das Management macht genau 
das Gegenteil. Statt mit Service, Dienst­
leistung und neuen Ideen zu punkten, 
wird weiter Personal abgebaut. Die 
Besetzung ist katastrophal und das ist 
der komplett falsche Weg. 

Wie könnte es anders gehen?
Man könnte das Warenhaus gut und 

erfolgreich betreiben, aber es stellt sich 
die Frage, was die Manager in der Zen­
trale seit dem Aufkommen des Internets 
an innovativen Ideen entwickelt haben. 
Die Antwort ist: So gut wie nichts. Und 
die Beschäftigten müssen es ausbaden. 
Es wurde immer nur aufgehübscht und 
viel zu viel Fläche fremdvermietet. Da­
bei gibt es andere Wege. 

Zum Beispiel?
Die Geschäftsführungen vor Ort brau­

chen Handlungsfreiheit, um auf lokale 
und regionale Belange und Kundenbe­
dürfnisse eingehen zu können. So las­
sen sich alte Kunden halten und neue 
gewinnen. Die starren Vorgaben aus 
der Zentrale müssen weg. 

Wir tragen seit Jahren unsere Kritik 
und unsere Vorschläge im Aufsichtsrat, 

im Gesamtbetriebsrat und im Wirt­
schaftsausschuss vor, aber es wird bis­
her nichts wirklich umgesetzt. Beispiels­
weise müssen die Kollektionen viel 
schneller wechseln und es müssen 
gute Konzepte und Sortimente auch für 
junge Kunden her. Das Warenhaus soll­
te auch für neue Käuferschichten at­
traktiv gemacht werden. Dazu gehören 
moderne, ansprechende Gastronomie­
angebote. Denkbar sind vielfältige 
Events. Auf wechselnden Flächen könn­
ten sich Start-ups oder Influencer als 
interessante Gäste präsentieren. Die 
Leute müssen sehen, da gibt es wirklich 
etwas Neues und da ist wieder etwas 
los. Es gibt tausende Ideen…

I N T E R V I E W :  

A N D R E A S  H A M A N N

(Siehe auch Warenhaus-Artikel im 
Hauptteil von ver.di-PUBLIK)

Alfred Birkenmayer ist echter Insider. 
Er hat beim Kaufhof am Rotkreuzplatz 
in München gelernt, ist jetzt dort Be-
triebsratsvorsitzender und gehört 
auch dem Gesamtbetriebsrat an. 

NACH 
GEFRAGT »Es gibt tausende Ideen…«

K U R Z I N T E R V I E W  M I T  A L F R E D  B I R K E N M AY E R ,  B R - V O R S I T Z E N D E R  K A U F H O F

S M Y T H S  T O Y S
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D ie diesjährige Tarifrunde im Groß- 
und Außenhandel brachte gute 

Ergebnisse, aber auch eine empörende 
Ausnahme: Im Saarland verweigerten 
die Arbeitgeber bis zur 4. Verhandlungs­
runde am 19. September ein verhan­
delbares Angebot. Mit drei Prozent für 
das erste, 1,9 bzw. 2 (Bayern) Prozent 
im zweiten Jahr der Laufzeit sowie einer 
Erhöhung der Auszubildendenvergü­
tungen um 70 Euro monatlich in den 
anderen Landesbezirken zeigt sich ver.di-
Bundesfachgruppenleiter Manfred Wirsch 
grundsätzlich zufrieden. Er betont aber, 
dass die Beschäftigten im saarländischen 
Groß- und Außenhandel den gleichen 
Anspruch auf »eine angemessene Ta­
riferhöhung wie die Kolleginnen und 
Kollegen im Rest der Republik« hätten. 
»Wir dürfen nicht zulassen, dass sie wie 
Menschen zweiter Klasse behandelt 
werden.« 

Arbeitgeber lehnen
Tarifübernahme ab 

Auch in der vierten Verhandlungsrunde 
beharrte der Handelsverband des Lan­
des auf seiner Haltung, die Abschlüsse 
der anderen Bundesländer seien für das 
Saarland zu hoch. »Sie sind nicht bereit, 
diese Abschlüsse zu übernehmen«, 
empörte sich ver.di-Verhandlungsfüh­
rerin Monika Di Silvestre. Sie betonte, 
dass die Gewerkschaft »die Schaffung 
eines Dumpinglohnmonopols durch die 

Arbeitgeber« nicht zulassen werde. 
Manfred Wirsch kündete an, das Ver­
halten des saarländischen Handelsver­
bandes »betrieblich und politisch zu 
skandalisieren. Wir erwarten auch die 
Einflussnahme der Großhandelsarbeit­
geber in den anderen Ländern auf das 
Saarland.« Erfreulich war der Tarifab­

schluss für die Beschäftigten beim 
Agrargroßhändler BayWa: Es gelang, 
die bundesweiten Abschlüsse von drei 
Prozent für das erste und 1,9 Prozent 
für das zweite Jahr sowie 70 Euro mehr 
für die Auszubildenden zu vereinbaren. 
Manfred Wirsch: »Die Besonderheit war, 
dass die gewerblichen Auszubildenden 

bisher weit unter dem Vergütungsniveau 
der kaufmännischen lagen – zwischen 
120 und 150 Euro weniger.« Diese Grup­
pe wird nun in einem Schritt auf die 
Vergütung der kaufmännischen Azubis 
angehoben. Zusätzlich erhalten sie die 
vereinbarte Tariferhöhung. »Ein Erfolg, 
der zeigt: ver.di lohnt sich!� G G



KURZ & KNAPP

  KARTELLAMT PRÜFT: Das Bundes
kartellamt prüft gegenwärtig die Über
nahme von Lekkerland durch den 
Handelsriesen Rewe, der durch den 
Zukauf seinen Convenience-Bereich 
stärken und sich einen Zukunftsmarkt 
sichern will. Geprüft wird die Transak
tion auch von der österreichischen Bun
deswettbewerbsbehörde. In Deutsch-
land hat der Markenverband gefor-
dert, den geplanten Deal zu untersagen, 
weil er »zu einer erheblichen Behin-
derung des Wettbewerbs« auf dem 
Convenience-Markt führen werde.

  NEUER KONZERN-CHEF: Sven 
Seidel, bislang Konzernvorstand der 
Otto Group in Hamburg und verant-
wortlich für den Bereich Multichannel-
Retail, wird mit Wirkung zum 1. Novem
ber 2019 neuer Chef des Pharmakon-
zerns Phoenix. Vor seiner Zeit bei der 
Otto Group war Seidel von 2014 bis 
2017 Vorstandsvorsitzender des Dis-
counters Lidl. Der Pharmagroßhändler 
Phoenix hat im Geschäftsjahr 2018/19 
mit rund 37.000 Beschäftigten einen 
Umsatz von 25,8 Milliarden Euro er-
wirtschaftet (siehe auch »Phoenix-
Beschäftigte im Vorteil« unten).

G U T E  A R B E I T  V E R D I E N T  G U T E S  G E L D  –  D O C H  D E R  U N T E R N E H M E R V E R B A N D  B L O C K I E R T
GROSSHANDEL

Saarland 2. Klasse?
Saarländische Großhandelsbeschäftigte demonstrieren für angemessene Tariferhöhungen� FOTO: VER.DI

Weitreichende Folgen hat das Ur­
teil des Bundesarbeitsgerichts 

vom 19. Dezember 2018 zur Zahlung 
von Mehrarbeitszuschlägen für Teilzeit­
kräfte beim Pharmagroßhändler Phoe­
nix. Hier nahm man die Entscheidung 
nämlich ernst und reagierte auf die 
Forderung des Gesamtbetriebsrates, 
das Urteil umzusetzen. Inzwischen hat 
Phoenix für rund 2.000 vom Urteil Be­
troffene Zuschläge rückwirkend zum 1. 
Februar nachgezahlt.

Stunden werden aufgestockt

Bisher erhielten Teilzeitkräfte und ge­
ringfügig Beschäftigte Mehrarbeitszu­
schläge nur dann, wenn sie mehr Stun­
den als eine Vollzeitkraft gearbeitet 

hatten – ein eher seltener Fall. Das 
BAG-Urteil bedeutet, dass ab der ersten 
Stunde, die über die vertragliche Ar­
beitszeit hinausgeht, Zuschläge gezahlt 
werden müssen. Doch bis auf Phoenix 
haben bisher kaum namhafte Unter­
nehmen dies nachvollzogen. »Der An­
spruch gilt für alle, so dass Betriebsräte 
per Beschlussverfahren die Umsetzung 
der Gerichtsentscheidung erzwingen 
können«, betont Rudi Rainer, der Ge­
samtbetriebsratsvorsitzende bei Phoe­
nix. Und Siegmar Roder, der für ver.di 
den Pharmagroßhandel betreut, ver­
weist auf den Wettbewerbsvorteil, den 
sich andere verschaffen, indem sie die­
se Zuschläge nicht auszahlen.

Bei Phoenix macht sich mittlerweile 
ein grundsätzliches Umdenken bemerk­

bar: Viele geringfügig Beschäftigte und 
mit wenigen Stunden eingesetzte Teil­
zeitkräfte – vorwiegend Frauen – er­
hielten vertragliche Stundenaufstockun­
gen. »Da die Mehrarbeitszuschläge die 
Arbeit erheblich verteuern, hat sich der 
Arbeitgeber für diesen Weg entschie­
den«, sagt Rudi Rainer. Die Beschäftig­
ten sind hochzufrieden – wünschten 
sich doch ohnehin viele von ihnen ver­
lässlich mehr Arbeitsstunden. »So gut 
es ist, dass die Phoenix-Beschäftigten 
von der schnellen Umsetzung des Urteils 
profitieren, ist es umso wichtiger, dass 
die Wettbewerber nachziehen«, so der 
GBR-Vorsitzende. Das Thema soll auch 
bei einem Treffen der Betriebsräte im 
Pharmagroßhandel angesprochen wer­
den.� G U D R U N  G I E S E

Phoenix-Beschäftigte im Vorteil

Erstmals konnten die rund 1.300 Be­
schäftigten des Biogroßhändlers 

Dennree im oberfränkischen Töpen 
Mitte Mai einen Betriebsrat wählen. 
Vorausgegangen waren erhebliche Wi­
derstände des Arbeitgebers. Der rührige 
Gewerkschaftssekretär im zuständigen 
ver.di-Bezirk, Paul Lehmann, setzte ge­
meinsam mit engagierten Kolleg*innen 
in der Belegschaft die Betriebsratswahl 
durch, bei der acht von 15 Mandaten 
an die ver.di-Liste fielen. Wenige Mo­
nate nach Aufnahme seiner Arbeit hat 
der Betriebsrat mit heftigem Gegen­
wind zu kämpfen.

Geschäftsführung mit 
schweren Geschützen

Ärger gab es für den Betriebsratsvor­
sitzenden Paul Fischer und einen wei­
teren Betriebsrat, worüber die »Fran­
kenpost« am 10. September berichte­
te. Wegen offener rechtlicher Fragen 
darf der Inhalt des Problems nicht 
wiederholt werden. Paul Lehmanns 
Versuch, über die Facebook-Seite von 

Dennree mit Unternehmensgründer 
Thomas Greim wegen dieser Angele­
genheit in Kontakt zu kommen, blieb 
erfolglos, aber der Dennree-Personal­
chef verwahrte sich gegen Vorwürfe.

Nicht nur das – Paul Lehmann erhielt 
eine Unterlassungsverfügung vom Land­
gericht Berlin, sich zu dem Problem zu 
äußern. Beantragt hatte sie die Rechts­
anwaltskanzlei Irlemoser. Dennree selbst 
lässt sich von der für Union-Busting 
bekannten Kanzlei Schreiner und Part­
ner vertreten, die Schulungen für Ar­
beitgeber anbietet, etwa unter dem 
Titel: »Die häufigsten Betriebsratssün­
den – die richtigen Reaktionsmöglich­
keiten auf 18 ›Klassiker‹ der Betriebs­
praxis«. Die Kanzlei dürfte demnächst 
antreten, wenn es um das vom Betriebs­
rat angestrengte Verfahren wegen Be­
hinderung der Betriebsratsarbeit vor 
Gericht geht. »Dennree torpediert bis­
her alle Initiativen der Arbeitnehmer­
vertretung«, sagt Paul Lehmann, etwa 
Verhandlungen zu den Themen Gefähr­
dungsbeurteilung, Arbeitszeit sowie 
Videoüberwachung. »Letztlich werden 

hier wohl Einigungsstellen entscheiden 
müssen, aber es fällt schon auf, dass 
der Arbeitgeber jeglichen Dialog ver­
weigert.« Dabei hatten Unternehmens­
vertreter im Frühjahr noch behauptet, 
die Wahl eines Betriebsrates zu begrü­
ßen. Unglaubwürdig sei das, resümiert 
der Gewerkschaftssekretär. Der Biogroß­
händler erweise sich in der Praxis viel­
mehr als besonders betriebsratsfeindlich.

Die Arbeitnehmervertretung selbst 
verfolge weiterhin ihren Kurs, gute Re­
gelungen für die Beschäftigten zu er­
reichen. Und die Mitarbeiter*innen 
erkennen zunehmend, dass die Arbeit­
geberseite verantwortlich für die Kon­
flikte im Unternehmen ist. Logische 
Konsequenz: Immer mehr Beschäftigte 
treten inzwischen in die Gewerkschaft 
ein.� GG

Gegenwind für 
neuen Betriebsrat Das Geschäft brummt und es fehlt 

an Personal, wie der neue Bofrost-
Chef Jörg Körfer kürzlich bekundete. 
Vor allem aber möchte der Spezialist 
für Tiefgefrorenes gerne später am Tag 
sowie an Samstagen liefern lassen (si­
ehe auch ver.di Handel 1-19). Das finden 
viele der rund 5.700 Verkaufsfahrer aber 
nicht gut.

Keine Auslieferung
an Samstagen 

»Die Bereitschaft zu flexibleren Arbeits­
zeiten wäre größer, wenn Bofrost wie­
der nach Tarif bezahlen würde«, sagt 
Nils Böhlke vom Fachbereich Handel in 
NRW. Außerdem fehle seit 2017 ein 
zentraler Betriebsrat. Damals hatte der 
Arbeitgeber den Konzern in viele Nie­
derlassungen aufgeteilt und damit die 
Mitbestimmung erheblich geschwächt.
Samstagsarbeit gehe gar nicht, hatte 
Anfang des Jahres Sylke Hustan von ver.di 
Handel in Sachsen/Sachsen-Anhalt/
Thüringen betont. Da die Betriebsräte 
die Samstagsarbeit abgelehnt hätten, 
dürften Beschäftigte auch nicht durch 
die Hintertür, etwa über freiwillige Ver­
einbarungen, dazu genötigt werden.

Über eine Ausdehnung der Lieferzeiten 
an Wochentagen bis 20 Uhr könne man 
bei tariflicher Vergütung grundsätzlich 
reden, so Nils Böhlke, aber nur, wenn 
Bofrost-Chef Körfer weiter zusichert, 
dass kein Beschäftigter deshalb mehr 
Wochenstunden arbeiten müsse. Ge­
nerell hat das Unternehmen Probleme, 
Personal zu finden – vor allem in Süd­
deutschland. Vielleicht könnte die Rück­
kehr in die Flächentarifverträge des 
Groß- und Außenhandels hier Abhilfe 
schaffen: Wer attraktive und verlässliche 
Gehälter zahlt, findet auch in der Kon­
kurrenz mit anderen Unternehmen 
leichter neue Mitarbeiter*innen.� GG

F L E X I B L E R  L I E F E R N  N U R  G E G E N  T A R I F E N T G E LT !

Bofrost mit Wunschliste

bofrost-Zentrale in Straelen

Dennree-Logistik

Am Phoenix-Standort in Mannheim� FOTO: KNV

U R T E I L  D E S  B U N D E S A R B E I T S G E R I C H T S  Z U  M E H R A R B E I T S Z U S C H L Ä G E N

B I O G R O S S H Ä N D L E R  D E N N R E E  I N  T Ö P E N
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Vernetzung ist das A und O� FOTO: JOACHIM E. RÖTTGERS

D ie Hängepartie um den geplanten 
Komplettverkauf der knapp 280 

real-Märkte an den Immobilieninvestor 
Redos und einen späteren Weiterverkauf 
von Standorten verlängert sich. Unter den 
Beschäftigten nehmen Verärgerung und 
existenzielle Unsicherheit weiter zu. 
Nach Medienberichten ist die endgültige 
Vertragsunterzeichnung mit der Noch-
Eigentümerin Metro auf Ende Oktober 
verschoben worden. Was bis dahin im 
Detail verhandelt wird, bleibt unklar. 

Für die rund 600 Betriebsräte »sieht 
es nach einer Zerschlagung aus«, wie 
sie in einer dringenden Petition an die 
Bundespolitik äußerten. Der im Namen 
von 34.000 Beschäftigten angenomme­
ne Appell um Unterstützung »im Kampf 
für einen sozialverträglichen Verkauf 
von real« wurde auch vom 5. ver.di-Bun­
deskongress Ende September in einer 
Solidaritätsresolution aufgegriffen. 

Die Petition war im Juli bei einer Betriebs­
räteversammung in Willingen verabschie­
det und Bundeskanzlerin Merkel sowie 
Arbeitsminister Heil und Wirtschaftsmi­
nister Altmaier übermittelt worden. »Wenn 
zum Beispiel in der Autoindustrie Arbeits­
plätze zur Diskussion stehen, ist die Em­
pörung groß, und das zu Recht«, heißt es 
wörtlich. »Sind wir, die Beschäftigten 
im Einzelhandel weniger wert? Nein!«

Auf Informationen zum Verkaufspro­
zess durch das Management mussten 
die Betriebsräte übrigens verzichten, da 
die real-Geschäftsleitung ihre Teilnahme 
abgesagt hatte.

Was unbedingt zu einem sozialver­
träglichen Verkauf gehört, haben der 
Vorsitzende des real-Gesamtbetriebs­
rates Werner Klockhaus und ver.di-Bun­
desfachbereichsleiterin Stefanie Nutzen­
berger in einem Brief an die Bundespo­
litik hervorgehoben: »Nachhaltige Siche­

rung der Arbeitsplätze, keine Ausgliede­
rung an selbstständige Kaufleute, Schutz 
durch ver.di-Tarifverträge, Sicherheit 
durch Betriebsräte und diese stärken.«

Misstrauen und Skepsis
sind sehr groß

Zu den Verhandlungen, die Metro mit 
einem Bieterkonsortium um Redos führt, 
sind bislang nur folgende Absichten offi­
ziell bekanntgegeben worden, Stand Mai 
2019: Das Unternehmen real soll als Gan­
zes an Redos veräußert werden, wobei 
Metro zunächst für drei Jahre am ope­
rativen Geschäft von real mit 24,9 Pro­
zent beteiligt bleiben würde. Ein »Kern 
von real« soll erhalten bleiben. 

Als Käufer will das Konsortium um 
Redos, zu dem auch der Center-Betrei­
ber ECE und die Immobiliengesellschaft 
Morgan Stanley gehören, das real-Filial­
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netz »anpassen« und Standorte weiter­
verkaufen. Dabei werde großer Wert 
darauf gelegt, dass die Mitarbeiter über­
nommen werden, hieß es in einer Presse­
mitteilung. Dies werde Teil der Verhand­
lungen mit den möglichen zukünftigen 
Betreibern sein. Genau an diesem Punkt 
sind die Skepsis und das Misstrauen bei 
den Betriebsräten und unter den Be­
schäftigten sehr groß, denn um mehr als 
eine reine Absichtserklärung handelt es 
sich hierbei nicht. ver.di fordert deshalb 
nachdrücklich, dass sich die Politik nicht 

länger ihrer Verantwortung entzieht und 
auf den Verkaufsprozess einwirkt. 

»Auf keinen Fall dürfen Standorte an 
private Kaufleute gehen, die weder 
Tarifbindung noch eine Arbeitnehmer­
vertretung haben«, fasst der ver.di-Bun­
desfachgruppenleiter für den Einzelhan­
del Orhan Akman zusammen. »Wir 
kämpfen dafür, dass die Beschäftigten 
Arbeitsplatzgarantien bekommen, nach 
den ver.di-Tarifverträgen der Branche 
bezahlt werden und dass alle Betriebs­
räte weiter tätig sein können«.� A H A

Recht vielversprechend startete für 
ver.di der Ausbildungsstart im Ein­

zelhandel sowie im Groß- und Außen­
handel. Mit einer ganzen Reihe an Be­
grüßungsveranstaltungen und vielen 
Materialien, die sich an die Handelsbe­
schäftigten in spe wenden, will die Ge­
werkschaft auch in diesem Herbst mög­

bracht hat, wird allerdings erst in den 
nächsten Monaten bekannt sein, wenn 
alle Aktionen ausgewertet sind. 

»Leider bilden einige der größeren 
Unternehmen im Handel immer weniger 
aus, so dass es dort dann beispielsweise 
nur noch eine*n Jugend- und Auszu­
bildendenvertreter*in pro Betrieb gibt«, 
sagt Marcel Voges. Deshalb sei es wichtig, 
JAVen systematisch aufzubauen, die auch 
ein Auge auf die Ausbildungszahlen 
haben. Dies ist auch bei der Edeka Min­
den-Hannover geplant. »Hier werden 
wir in den kommenden Monaten JAVen 
installieren, die für mehrere hundert 
Auszubildende zuständig sein werden. 
Im Lebensmitteleinzelhandel gibt es bis 
dato leider nur sehr wenige Jugendver­
treter*innen, die sich für die Interessen 
der Auszubildenden und jungen Be­
schäftigten unter 18 Jahren einsetzen.« 
Die sechs betroffenen ver.di-Landesbe­
zirke Niedersachsen-Bremen, NRW, Sach­
sen-Anhalt/Sachsen/Thüringen und Ber­
lin-Brandenburg wollen sich für den Auf­

lichst viele Auszubildende als Neumit­
glieder gewinnen. »Die Aktionen sind 
in den Landesbezirken und in einer Reihe 
von Betrieben gut angelaufen«, sagt 
Marcel Voges, der für die Jugendarbeit 
zuständige Gewerkschaftssekretär im 
ver.di-Bundesfachbereich Handel. So 
hätten Jugendsekretär*innen etwa bei 
Metro Deutschland, ThyssenKrupp 
Schulte und Galeria Kaufhof die neuen 
Auszubildenden bei Auftaktveranstal­
tungen begrüßt. Auch im Berliner Ka­
DeWe gab es eine ausführliche Begrü­
ßungsveranstaltung für die Berufsan­
fänger*innen durch den Jugendsekre­
tär aus dem ver.di-Landesbezirk Ber­
lin-Brandenburg.

Sehr gut sei der Gesprächsleitfaden 
für die Betriebsräte sowie Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen (JAV) zur 
Begrüßung der Azubis angekommen. 
Die Rückmeldungen zu diesem Mate­
rial seien positiv ausgefallen, so Marcel 
Voges. Wie viele Neumitglieder der 
diesjährige Ausbildungsstart ver.di ge­

bau der JAVen nach Kräften einsetzen. 
Rundum gut kamen bei den Auszubil­
denden die diesjährigen Tarifabschlüs­
se im Handel an: Mit 70 Euro mehr mo­
natlich einmal 2019 und ein zweites Mal 
2020 im Groß- und Außenhandel, zwi­
schen plus 45 und 85 Euro pro Jahr im 
Einzelhandel fielen die Erhöhungen mehr 
als zufriedenstellend aus. Marcel Voges: 
»Die guten Tarifergebnisse haben sich 
auch sichtbar bei den ver.di-Eintritten 

von Azubis niedergeschlagen.« Auch 
bei den noch anstehenden Berufsschul­
besuchen des Fachbereichs wird der 
Abschluss ein Thema sein – ebenso wie 
die zahlreichen anderen Vorteile, die 
eine Gewerkschaftsmitgliedschaft mit 
sich bringt, wie Vernetzung, Austausch 
und Solidarität. Jugendgerecht wird all‘ 
das inzwischen auch bei Instagram un­
ter ver.di_handel in kurzen Clips ver­
mittelt.� GUDRUN GIESE

Jugend im Aufwind

Grundlegende Veränderungen dau­
ern. Das zeigt sich auch beim Tex­

tilhändler Primark, wo seit mehr als zwei 
Jahren der Tarifvertrag »Gesundheits­
förderliches Führen«umgesetzt wird. Im 
September und Oktober waren die Fi­
lialbeschäftigten bei einer »Roadshow« 
nach ihren Erfahrungen mit und Kritik­
punkten an diesem Tarifvertrag gefragt. 
Die Rückmeldungen reichten von »viel 
erreicht« bis zu »erheblicher Ände­
rungsbedarf«.

Roadshows in Filialen mit 
Vorschlägen und Kritik

»Wichtig ist es durchzuhalten«, stellt 
Corinna Groß von ver.di Handel in 
NRW fest. Sie war im September bei 
zwei Veranstaltungen der Roadshow 
in Stores in Wuppertal und Bielefeld. 
Bei diesen Besuchen kommen Mitglie­
der des Arbeitskreises Gesundheits­
förderliches Führen in die Filialen. 
»Positive Veränderungen stellen sich 
allmählich ein«, so Corinna Groß. »Die 
früheren schlechten Führungsstruk­

turen müssen auch von oben verän­
dert werden.«

Ausführlich haben Primark-Beschäf­
tigte aus den vier Pilotstores in Hanno­
ver, Essen, Dortmund und Frankfurt Zeil 
im Sommer zurückgemeldet, was sich 
bereits getan hat. Das Institut »pros­
pektiv« hat ausgewertet, wie die ersten 
Workshops für Führungskräfte gelaufen 
sind. Generelle Schlüsse ließen sich zwar 
nicht ziehen, doch ergäben sich wich­
tige Tendenzen: Der Umgang habe sich 
verbessert, es gebe mehr Ab- und Rück­
sprachen, eine höhere Wertschätzung 
für die Beschäftigten und einen besse­
ren Informationsfluss. Weitere Verbes­
serungswünsche kamen zu den Themen 
Motivation, mehr Feedback, höfliche 
Umgangsformen, klare Arbeitsanwei­
sungen sowie mehr Organisation.

Der Arbeitskreis Gesundheitsförder­
liches Führen hat Anfang des Jahres 
die Einführung einer »Konsequenz­
kultur« gefordert: Wer sich weigert, 
gesundheitsförderliches Führen zu 
lernen und die erlernten Methoden 
umzusetzen, soll mit Sanktionen belegt 

werden können. Deshalb soll der Ta­
rifvertrag im Sinne der »Konsequenz­
kultur« um ein Bewertungssystem 
(Punkte/Ampel) sowie eine Verpflich­
tungserklärung der Führungskräfte zur 
Umsetzung des Tarifvertrages ergänzt 
werden.

Im nächsten Jahr neue
Gefährdungsbeurteilungen 

Im nächsten Jahr wird die Gefährdungs­
beurteilung in allen Primark-Stores 
wiederholt. Die letzte Untersuchung 
dieser Art führte im Ergebnis zum Ta­
rifvertrag Gesundheitsförderliches Füh­
ren. Aus Sicht von Damiano Quinto, der 
für ver.di die Primark-Beschäftigten be­
treut, ist es wichtig dabei, dass sich 
alle Betriebsräte von Anfang an in die 
Befragungen zur psychischen Gefähr­
dungsbeurteilung einbringen, »damit 
die bisherigen Erfahrungen bei der 
Umsetzung des Tarifvertrages sinnvoll 
genutzt werden können«. Nach bishe­
riger Planung will Primark nur den Ge­
samtbetriebsrat einbinden.� GG
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Primark im Wandel?
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»Die Politik muss  
Einfluss nehmen«

JAV-Seminare
In der ver.di-Jugendbildungsstätte in 
Naumburg findet vom 18. bis zum 22. 
November 2019 das Seminar JAV Praxis 
1 für den Handel – Einführung in die Arbeit 
der JAV (BetrVG) statt. Es folgt das Seminar 
JAV Praxis 2 für den Handel vom 3. bis zum 
7. Februar 2020. Anmeldeschluss ist jeweils 
vier Wochen vor Seminarbeginn. Um die 
Möglichkeit zu schaffen, JAV-Mitglieder 
aus anderen Handelsunternehmen kennen
zulernen und sich zu vernetzen, sind nur 
Teilnehmende aus dem Handel zugelassen. 
Bei Rückfragen: marcel.voges@verdi.de

Vor ganz billigen Angriffen von 
Rechtsaußen ist kaum noch jemand 

gefeit. So reagierten zwei AfD-Reprä­
sentanten mit offenkundig abgestimm­
ten, aber von wenig Sachkenntnis getrüb­
ten Leserbriefen auf ein umfangreiches 
Porträt in der Zeitung »Schwarzwälder 
Bote« über Reinhard Mast, seit 38 Jah­
ren Betriebsratsvorsitzender bei Häfele 
in Nagold sowie viele Jahre ehrenamt­
licher Vorsitzender der ver.di-Bundes­
fachgruppe Groß- und Außenhandel.

Der engagierte Gewerkschafter hat­
te gegenüber dem Autor des Porträts 
betont, wie positiv sich der Zuzug und 
die Integration von Menschen aus der 
Fremde auf Nagold und Umgebung 
ausgewirkt hätten. Gleichzeitig sparte er 
nicht mit Kritik an der politischen Ent­
wicklung, die eine immer größere Kluft 
zwischen Arm und Reich, zunehmende 
Leiharbeit und andere prekäre Arbeits­
verhältnisse ermöglicht habe. An diesen 
Punkten bissen sich die beiden AfD-ler 
in ihren Leserbriefen fest: Die Gewerk­
schaften hätten nichts gegen Leiharbeit 
und prekäre Arbeitsverhältnisse getan. 

Probleme des Zuzugs von Menschen aus 
der Fremde blende Reinhard Mast aus, 
und die »Leistungsträger« des Landes 
würden vom Staat so sehr durch Ab­
gaben und Steuern geschröpft, dass 
viele von ihnen das Weite suchten.

Glücklicherweise reagierten mehrere 
Nagolder ihrerseits mit Leserbriefen im 
»Schwarzwälder Boten« und rückten 
die Verhältnisse zurecht, indem sie sich 
auf den Inhalt des Porträts bezogen. 
Nicht zuletzt Reinhard Mast selbst stell­
te klar, dass sich niemand sonst »außer 
den Gewerkschaften über viele Jahre 
gegen ungezügelte Leiharbeit und für 
angemessene Löhne eingesetzt« habe. 
Nicht nur er, sondern viele Bürger*innen 
empfänden »Vielfalt im menschlichen 
Leben als Bereicherung und Gewinn«. 
Eine deutliche Ansage des 65-Jährigen, 
der im kommenden Frühjahr in den 
Ruhestand geht.� GG

Gegen billige 
Polemik
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